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Jahresriickblick 2020: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Massnahmen zur Eindémmung der Corona-Pandemie dominierten im Jahr 2020 die
politischen Diskussionen im Wohnungswesen. Mit der behordlich verordneten
Schliessung samtlicher Geschafte, deren Waren nicht fur den taglichen Gebrauch
bestimmt sind, ergab sich ab Mitte Marz 2020 die Frage, ob von der Schliessung
betroffene Betriebe die Geschéftsmieten dennoch bezahlen mussen. Diese Frage
mutierte im Berichtsjahr zum grossten Zankapfel in diesem Politikfeld und zu einem
Drama in mehreren Akten. Der Bundesrat machte deutlich, dass er nicht in
privatrechtliche Beziehungen zwischen Mietenden und Vermietenden eingreifen wolle
und verwies auf andere Massnahmen, mit denen die Mieterinnen und Mieter die
Krisenzeit Uberbricken kénnten - namentlich auf die vom Bund verburgten Kredite far
Corona-geschadigte Betriebe und die Ausdehnung der Fristen bei Zahlungsriickstdnden
auf Miet- und Pachtzinse. Mehrheitlich anderer Ansicht waren die Wirtschafts- und
Abgabekommissionen, die ihren Raten in der ausserordentlichen Session je eine Motion
vorlegten, mit deren Annahme die Geschéaftsmieten flr die Dauer der behordlich
verordneten Schliessung ganz (WAK-SR) oder teilweise (WAK-NR) hétten erlassen
werden sollen. Die beiden Parlamentskammern konnten sich indes nicht auf eine
Version zur Lésung dieses als dringlich eingestuften Problems einigen, was in den
Medien als Blamage aufgefasst wurde. Zur Einigung bendtigte es eines zweiten, von der
WAK-NR initiierten Vorschlags, der die Aufteilung der Mietkosten in einem Verhaltnis
von 40 Prozent (Mieterinnen und Mieter) zu 60 Prozent (Vermieter und Vermieterinnen)
vorsah und der in der Sommersession vom Parlament (berwiesen werden konnte. Die
Vernehmlassung zum Entwurf, welchen der Bundesrat aufgrund dieses Vorschlags
ausgearbeitet hatte, fiel kontrovers aus, so dass der Bundesrat in seiner Botschaft
darauf verzichtete, dem Parlament die eigene Botschaft zur Annahme zu empfehlen.
Unterdessen forderte ein von gfs.bern durchgefihrtes und im Oktober veréffentlichtes
Monitoring zu den Geschéaftsmieten zu Tage, dass eine Mehrheit der Mietenden, die die
Vermieterseite um ein Entgegenkommen gebeten hatten (insg. 38% der Befragten; bei
8% war Antwort noch ausstehend), ein solches erhalten hatten (21% vs. 17% der
Befragten) und dies in sieben von zehn Féllen in Form einer Mietzinsreduktion. 12
Prozent der Befragten gaben ferner an, dass die Vermieterin oder der Vermieter selber
ein Entgegenkommen angeboten habe. Die Studie wurde in der Folge sowohl von den
Unterstltzerinnen und Unterstltzern als auch von den Gegnern und Gegnerinnen zur
Untermauerung der jeweiligen Position beigezogen. Nachdem die WAK-NR die Vorlage
noch weiter ausgebaut, sie dann ihrem Rat aber doch zur Ablehnung empfohlen hatte,
stellte sich nach anfénglicher Unterstitzung auch der Nationalrat in der Wintersession
gegen die Vorlage. Zuletzt war es der Stédnderat, der dem Geschéaft mit seinem
Nichteintretensentscheid Anfang Dezember den Dolchstoss versetzte. Somit bleibt es -
wo nicht durch kantonale Regelungen anders festgehalten - der Mieter- und
Vermieterschaft Uberlassen, in Bezug auf die Geschéaftsmieten eine Lésung zu finden.

Auch bezuglich der regularen Geschafte im Wohnungswesen, die nicht in
Zusammenhang mit Covid-19 standen, gab es 2020 kaum gewichtige Fortschritte. Noch
keine abschliessende Annédherung konnte in der Frage rund um die Festlegung
missbrauchlicher Mietzinse erzielt werden. Die RK-SR lancierte erneut eine
Kommissionsmotion mit der Forderung nach einer ausgewogenen Revision und lehnte
drei parlamentarische Initiativen aus der Feder der Vermietenden ab, womit sie von
dem im Vorjahr geféallten Entscheid des Nationalrats abwich. Der Standerat folgte seiner
Kommission in der Wintersession, gab den parlamentarischen Initiativen keine Folge
und stimmte der Motion zu. Dabei wusste er um den Umstand, dass das Bundesgericht
in einem Urteil von Ende Oktober bereits im Sinne der Initiative Feller (fdp, VD)
entschieden hatte.

Keinen Fortschritt gab es bezluglich des Anliegens nach Abschaffung des
Eigenmietwertes. Der Sténderat lehnte 2020 zwei Standesinitiativen mit dieser
Forderung ab und zeigte sich somit bereit, die Erarbeitung eines Gesetzesentwurfs zur
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative abzuwarten.

Die vom Schweizerischen Mieterinnen- und Mieterverband sowie von verbindeten
Organisationen lancierte Wohnrauminitiative, die die Einfiihrung einer gemeinnitzigen
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Wohnungsquote von 10 Prozent auf alle neu gebauten Wohnungen verlangt hatte,
scheiterte im Februar in der Volksabstimmung. Damit tritt der indirekte Gegenvorschlag
in Kraft, der eine Aufstockung des Fonds de Roulement zur Vergabe zinsgunstiger
Darlehen an gemeinnutzige Wohnbautréager um zusatzliche CHF 250 Mio. fur zehn Jahre
ab 2020 vorsieht. Ebenfalls présentierte der Bundesrat im Berichtsjahr seine Botschaft
zur  Erneuerung des Rahmenkredits fur Eventualverpflichtungen in der
Wohnraumférderung fir den Zeitraum 2021 bis 2027.

Im Vergleich mit dem Wohnungswesen ebenso wie im Mehrjahresvergleich wurde der
Raumplanung in der Schweizer Politik 2020 lediglich eine marginale Bedeutung zuteil,
wie auch die APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. Der Bereich Wohnungswesen erhielt im
Vergleich zu den drei vorangegangenen Jahren indes Uberdurchschnittlich hohe
Beachtung. Insbesondere viel Aufmerksamkeit generierte das Wohnungswesen im
Januar im Vorfeld der Abstimmung zur Wohnrauminitiative.

Jahresriickblick 2021: Raumplanung und Wohnungswesen

Weder Raumplanung noch Wohnungswesen gehdrten 2021 zu den dominierenden
politischen oder gesellschaftlichen Themen. Wie eine Auswertung von Zeitungsartikeln
durch Année Politique Suisse zeigt, tangierten nur knapp ein Prozent der erfassten
Artikel eines der beiden Themen (vgl. Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im
Anhang). Dieser Anteil ist damit klar tiefer als in den letzten beiden Jahren. In den
Medien noch am meisten zu reden gaben die im Berichtsjahr stark gestiegenen
Immobilienpreise, welche insbesondere im Juli fir einen grossen Teil der
Berichterstattung im Themenbereich verantwortlich waren. Nicht zuletzt wegen der
relativ grossen Anzahl Artikel Uber den Immobilienmarkt wurden dieses Jahr erneut
deutlich mehr Zeitungsartikel Uber das Wohnungswesen als Uber die Raumplanung
verfasst. Letztere war in der Schweizer Presse im Berichtsjahr kaum je prasent.

Dass insgesamt relativ wenig Uber Raumplanung und Wohnungswesen berichtet wurde,
hing wohl auch damit zusammen, dass die beiden Themen dieses Jahr verhaltnismassig
wenig durch die 2021 immer noch allgegenwartige Covid-19-Pandemie beeinflusst
waren. Am ehesten noch Thema war die Pandemie bei den Diskussionen um eine
Losung bei den Geschaftsmieten. 2020 waren die Geschaftsmieten noch ein
allgegenwartiges Thema im offentlichen Diskurs gewesen. Diese Diskussionen setzten
sich 2021 anfanglich fort, da weiterhin weder eine nationale Losung fur
Unterstitzungsmodelle noch ein richtungsweisendes Gerichtsurteil bezlglich der
Frage, ob die Geschaftsmietenden ihre Miete aus den Lockdownmonaten schuldig
waren, vorlagen. Aufgrund des im Januar geféllten bundesratlichen Entscheids, die
Hértefallgelder zu erhohen, fielen die Diskussionen bezlglich den Geschéaftsmieten
2021 jedoch etwas weniger hitzig aus als noch im Vorjahr und die Thematik verschwand
nach und nach aus den Schlagzeilen. Geldst war die Problematik damit jedoch noch
nicht: Trotz den Hartefallgeldern gerieten zahlreiche Geschaftsmieterinnen und
-mieter aufgrund der erneuten Schutzmassnahmen in finanzielle Schwierigkeiten, wie
der im Juni veroffentlichte zweite Monitoringbericht Geschaftsmieten zeigte.

Das Parlament beschéaftigte sich 2021 mit einigen wichtigen Vorlagen im Bereich
Raumplanung und Wohnungswesen, die jedoch bis Ende des Jahres nicht
abgeschlossen werden konnten. Die UREK-SR wagte im Berichtsjahr einen Neustart bei
der zweiten Etappe der Teilrevision des Raumplanungsgesetzes und gab im September
einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung. Mit dieser neuen, etwas
abgespeckten Vorlage will die Kommission unter anderem den Kantonen mehr
Handlungsspielraum bezlglich des Bauens ausserhalb von Bauzonen gewahren.
Ausserdem soll die Anzahl Bauten ausserhalb der Bauzonen mit Anreizen stabilisiert
werden, weshalb die Kommission die Vorlage auch als indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative prasentierte. Der Bundesrat, der die Initiative ebenso wie das
Parlament ablehnte, verzichtete daraufhin auf einen eigenen Gegenvorschlag.

Die WAK-SR machte vorwérts mit ihrem Versuch, den umstrittenen Eigenmietwert
abzuschaffen. Das aktuelle System der Wohneigentumsbesteuerung sieht vor, dass die
Besitzerinnen und Besitzer von selbstbewohntem Wohneigentum eine Steuer auf ihre
theoretischen Mieteinnahmen zahlen mdissen. Diese Steuer auf ein «fiktives
Einkommen> ist vielen Wohneigentumsbesitzenden schon lange ein Dorn im Auge.
Beflrworterinnen und BeflUrworter einer Beibehaltung des Eigenmietwerts
argumentieren hingegen, dass dieser steuerpolitisch sinnvoll ist und eine Abschaffung
zudem grosse Mindereinnahmen flir Bund und Kantone zur Folge haben kénnte. Der
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Stdnderat hiess die Vorlage der Kommission Uber den Systemwechsel in der
Wohneigentumsbesteuerung in der Herbstsession gut.

Die WAK-NR nahm sich derweil einen weiteren Dauerbrenner vor: das Bundesgesetz
Uber den Erwerb von Grundstlcken durch Personen im Ausland («Lex Koller»). Die
Kommission forderte den Bundesrat in einer Motion auf, einen von der Regierung
eigentlich bereits beerdigten Vorentwurf einer Revision der Lex Koller dem Parlament
vorzulegen. Dank einem Umdenken der SVP-Fraktion passierte die Motion erfolgreich
den Nationalrat. Sollte der Stdnderat diesem Entscheid folgen, wirden die Réte bald
Uber Verschéarfungen der Lex Koller diskutieren. Die kleine Kammer lehnte jedoch in der
Sommersession eine andere Motion ab, welche ein im Vorentwurf enthaltenes Anliegen
beinhaltete. Diese Motion hatte es néamlich in der Schweiz ansassigen
aussereuropaischen Staatsangehdrigen ermdoglichen wollen, Anteilscheine von
Wohnbaugenossenschaften zu erwerben, wodurch diese einen besseren Zugang zu
gunstigem Wohnraum erhalten hatten.

Die RK-NR machte sich schliesslich an die Umsetzung von vier parlamentarischen
Initiativen - allesamt im Interesse der Vermieterschaft. Insbesondere die
Verscharfungen der Regelungen zur Untermiete sowie die Erleichterung der Kindigung
eines Mietverhéltnisses bei Eigenbedarf dlrften in den Raten noch zu intensiven
Diskussionen flhren. Eine «ausgewogene Revision der Mietzinsgestaltung>», wie dies
die RK-SR in einer Motion gefordert hatte, beachtete eine Mehrheit des Nationalrats
hingegen als politisch derzeit nicht machbar, da die Positionen in den Raten sowie
zwischen den Vertreterinnen und Vertretern der Mieter- und Vermieterschaft zu
verhartet seien. Daran éanderte auch ein von Bundesprasident Guy Parmelin
organisierter runder Tisch zum Mietrecht nichts. Aufgrund der Blockade im Parlament
wurde in diesem Bereich auch 2021 der Rechtsprechung eine grosse Rolle zuteil - wie
beispielsweise durch ein Urteil des Bundesgerichts, das in Féllen von angefochtenen
starken Mietzinserndhungen die Beweisflihrung flr die Vermieterschaft erleichterte. ?

Jahresriickblick 2022: Raumplanung und Wohnungswesen

Die Entwicklungen im Themenbereich Wohnungswesen waren 2022 stark gepragt von
der steigenden Inflation und vom russischen Angriffskrieg in der Ukraine. So kam es
nach Jahren eines Booms an den Immobilienmarkten aufgrund des Anstiegs der Leit-
und Hypothekarzinsen zu einer Trendwende am Immobilienmarkt. Aufgrund der
gestiegenen Hypothekarzinsen war es nach langer Zeit an den meisten Orten in der
Schweiz wieder attraktiver, ein Wohnobjekt zu mieten, als ein gleichwertiges Objekt zu
kaufen. Obwohl die Preise fir Wohneigentum vorerst weiter stiegen, gab es erste
Anzeichen dafur, dass die Nachfrage nach Wohneigentum abnehmen und der
Wohneigentumsmarkt sich nach langer Boom-Zeit etwas abkihlen konnte. Die
Bewegungen am Wohneigentumsmarkt waren auch medial sehr prasent, wie die APS-
Zeitungsanalyse zeigt: Insbesondere tUber den Sommer, als die Hypothekarzinsen zum
ersten Mal stark anstiegen, wurde in den nationalen Zeitungen oft lGber dieses Thema
berichtet.

Der Krieg fuhrte derweil auch zu héheren Energiepreisen, weshalb Verbande einen
Nebenkostenschock beim nachsten Abrechnungstermin beflrchteten und Mieterinnen
und Mietern rieten, ihre Akontozahlungen freiwillig zu erhéhen oder Geld auf die Seite
zu legen. Dabei kam es auch vereinzelt zu Zwist zwischen Mietenden und
Vermieterschaft, etwa bei Diskussionen um die Verwaltungspauschale auf
Nebenkostenabrechnungen. Bis zum Jahresende wurden im Parlament einige Vorstdsse
eingereicht, mit denen die Auswirkungen der steigenden Energiepreise fur Mieterinnen
und Mieter abgefedert werden sollten. Zudem erarbeitete der Bundesrat Verordnungen
mit Massnahmen, die er im Falle von schweren Gas- oder Strommangellagen
beschliessen koénnte. Darunter befindet sich auch eine Temperaturobergrenze fur
Innenréume, was Fragen zu moglichen Klagen von Mietenden aufwarf.

Beim Mietrecht blieben die Fronten auch im Jahr 2022 verhartet: Linke Anliegen
blieben im Parlament allesamt chancenlos (Po. 21.3759; St.lv 21.316; Pa.lv. 20.449; Mo.
20.4031; Pa.lv. 21.476). Auch fur die burgerliche Parlamentsmehrheit waren allerdings
héchstens  kleine Anderungen umsetzbar. Die von der RK-NR aufgrund von
parlamentarischen Initiativen vorgelegten Vorlagen zur Stérkung der Kompetenzen der
Vermieterschaft bei Untermietverhéltnissen, zur Senkung der Hirden flr Kindigungen
von Mietverhéltnissen wegen Eigenbedarf) oder zur Lockerung von Formvorschriften bei
gewissen Mietvertragsanderungen stiessen allerdings mit Ausnahme des Entwurfs zu
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den Formvorschriften sowohl in der Vernehmlassung als auch in der Kommission selber
auf einigen Widerstand. Der Bundesrat empfahl sie zur Ablehnung. Uberdies scheiterte
ein Versuch des Bundesrates, die verharteten Fronten rund um das Mietrecht mit
einem runden Tisch und allen relevanten Verbanden zu l6sen.

Auch in anderen Politikbereichen im Wohnungswesen gab es kaum Einigkeit. Eine
zuerst vom Nationalrat angenommene Motion der RK-NR Uber eine Wiederaufnahme
der parlamentarischen Revisionsarbeiten am Bundesgesetz Uber den Erwerb von
Grundstuicken durch Personen im Ausland (Lex Koller) scheiterte im Stdnderat. Virulent
wurde zudem die Abschaffung des Eigenmietwerts diskutiert: Der Nationalrat kam nach
langer Debatte zum Schluss, dass die aktuelle Vorlage nur schwer finanzierbar und kaum
mehrheitsfahig sei, und schickte sie zurtick an seine WAK. Die Rate lehnten zudem zwei
gleichlautende Motionen (Mo. 22.3817; Mo. 22.3862) der SVP zur Abschaffung des
Eigenmietwerts fir Rentnerinnen und Rentner ab. Das Bundesgericht wiederum hiess
eine Beschwerde gegen eine Eigenmietwert-Hartefallregelung im Tessiner Steuergesetz
gut, was auch Auswirkungen auf andere Kantone mit ahnlichen Regelungen haben
durfte.

Weniger umstritten war 2022 die Raumplanung, wo es dem Standerat unter der Leitung
seiner UREK nach langerer Zeit wohl gelang, eine mehrheitsfahige Vorlage flr die zweite
Etappe der RPG-Revision zu zimmern. An diesem Revisionsvorhaben hatten die Rate
seit 2015 erfolglos gearbeitet. Herzstlick der neuen Vorlage ist ein Stabilisierungsziel
der Gebéudezahl ausserhalb der Bauzone, das mit verpflichtenden kantonalen
Richtplanen, Abbruchprémien fur Bauten ausserhalb der Bauzone und Sanktionen fur
Kantone, die das Stabilisierungsziel nicht einhalten, erreicht werden soll. Ausserdem
soll den Kantonen zuséatzlicher Spielraum eingerdumt werden, damit diese in der
Raumplanung ihren kantonalen oder regionalen Eigenheiten besser Rechnung tragen
konnen. Dieser RPG2-Entwurf wurde in der kleinen Kammer einstimmig angenommen.
Der Standerat hatte den Entwurf als indirekten Gegenentwurf zur Landschaftsinitiative
ausgestaltet, die er deutlich zur Ablehnung empfahl.

Neben der RPG-Revision beschaftigte sich das Parlament mit weiteren Vorstdssen
betreffend Bauten ausserhalb von Bauzonen. Beide Réte Uberwiesen eine Motion, die
eine Verjahrung illegaler Bauten ausserhalb der Bauzonen nach 30 Jahren fordert. Eine
Motion, mit welcher die Schaffung dezentraler kantonaler Behdrden zur Bearbeitung
von Antrégen flr Bauvorhaben ausserhalb von Bauzonen hétte erlaubt werden sollen,
wurde jedoch vom Standerat abgelehnt. Schliesslich war das Bauen ausserhalb der
Bauzone verglichen mit den anderen Themen im Bereich Raumplanung auch am
meisten in den nationalen Zeitungen préasent. *

Raumplanung

Der Entwurf zum heute gultigen Raumplanungsgesetz hatte noch einen periodisch zu
erstellenden Raumplanungsbericht vorgesehen, den die Rate dann aber im
Gesetzgebungsprozess fallen gelassen hatten. Sie waren der Ansicht, die Regierung solle
nur informieren, wenn dies noétig sei. Diese Notwendigkeit war nun fir den Bundesrat
eingetreten, und er publizierte Ende 1987 den bereits in den Regierungsrichtlinien
1983-87 angekindigten «Raumplanungsbericht 1987». Ausfihrlich werden darin
zunachst die raumwirksamen Entwicklungen der letzten Jahrzehnte dargestellt und
anschliessend die sich in der Raumplanung ergebenden Vollzugsprobleme. Offen legt
der Bundesrat darin dar, dass die wesentlichen Ziele der Raumplanung, also die
haushalterische Nutzung des Bodens und die erwilnschte Ordnung der Besiedlung,
nicht erreicht worden seien. Neben Terminproblemen bei der Einreichung der Richt-
und Nutzungspléne ergab sich insbesondere auch, dass die Gemeinden einerseits die
zeitgerechte Erschliessung der Bauzonen vernachlassigen, und dass andererseits
erschlossenes, baureifes Land gehortet und nicht Uberbaut wird. Beides fuhrt zu einer
Verknappung des Bodenangebotes flr Bauwillige und in der Folge zu den beklagten
hohen Bodenpreisen.

Der Raumplanungsbericht mindet in eine Reihe von Leitsatzen, welche die Ziele der
kiinftigen Regierungspolitik umschreiben. Mit einer breiteren Problemsicht, also mit
dem Einbezug von fiskalischen bis zu verkehrspolitischen Gesichtspunkten, soll die
Raumplanung fortan als Umweltvorsorge aufgefasst werden. Als Schwerpunkte der
kiinftigen Politik ergeben sich dabei der Wille, eine Trendwende im Bodenverbrauch
herbeizuflihren, eine natlrliche Umwelt zu erhalten, die Siedlungen von innen zu
erneuern und auszugestalten, die Stadte funktionsfahig zu erhalten und die
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verschiedenen Sachbereiche aufeinander abzustimmen. An konkreten Massnahmen
steht vorerst aber eine Revision des RPG an, mit der unter anderem die Frage der
kantonalen Baubewilligungen im Nichtbaugebiet aufgegriffen wird. Nach Bundesratin
Kopp verletzen namlich nicht wenige dieser Bewilligungen Bundesrecht; auch werde die
Publikationspflicht von vielen Kantonen missachtet. Geprift wird deshalb ein
Beschwerderecht des Bundes und die Einrichtung von unabhéngigen kantonalen
Uberwachungsstellen. Die 1986 eingesetzte Expertenkommission fir die Revision des
RPG konnte ihre Vorarbeiten 1987 noch nicht abschliessen. *

Der Ende 1987 vom Bundesrat verabschiedete «Raumplanungsbericht 1987», welcher
eine Standortbestimmung nach acht Jahren Raumplanungsgesetz des Bundes
vornimmt, wurde von beiden Réaten diskutiert und zur Kenntnis genommen. Wahrend
der Standerat viel Verstandnis fur die Vollzugsschwierigkeiten zeigte und allgemein fr
eine eher largere Bewilligungspraxis pladierte, fielen die Stellungnahmen in der
grosseren Kammer erwartungsgemass unterschiedlich aus. Bundesratin Kopp fuhrte die
Verzogerung bei den kantonalen Richtplénen auf den demokratischen Prozess in den
Kantonen zurlick, welcher mehr Zeit als erwartet benétigt habe. Uberraschend
Uberwies der Nationalrat mit Unterstitzung des zustandigen Exekutivmitglieds ein
Postulat der links-grinen Kommissionsminderheit fur griffigere Kompetenzen des
Bundes. Darin werden Massnahmen zur Einddmmung eines weitergehenden
Kulturlandverlustes, eine verpflichtende Regelung des Vorteils- und Lastenausgleichs in
bezug auf Planungsmehr- oder -minderwerte als bundesrechtliche Norm und eine
prazisere Umschreibung der in der Nutzungsplanung zuléssigen Zonen vorgeschlagen. °

Unterstitzung in diesem Bestreben erhielt die Regierung durch die zustandige
Kommission des Nationalrats, welche das Ende 1989 vorgelegte bundesratliche
Realisierungsprogramm zur Raumordnungspolitik zustimmend zur Kenntnis nahm. Im
Oktober verabschiedete sie in diesem Zusammenhang zusatzlich eine Motion, wonach
der Bundesrat dem Parlament einmal pro Legislaturperiode Uber den Stand, die
Ergebnisse sowie die Wirksamkeit des raumplanerischen Realisierungsprogrammes
Bericht zu erstatten hat. ©

Die Richtplane der Kantone Freiburg und Sankt Gallen wurden vom Bundesrat unter
den Ublichen Einschrankungen genehmigt, derjenige Graubiindens in zwei Punkten
angepasst. Damit stehen noch immer die Plane der Kantone Genf, Jura und Tessin aus. ’

Fiir nicht vordringlich halt die verwaltungsinterne Arbeitsgruppe «Weiterentwicklung
des Bodenrechts», welche 1988 nach der Abstimmung lber die sogenannte «Stadt-
Land-Initiative» gebildet worden war, eine neue Verfassungsgrundlage zur
Bodenpolitik. Zwar verneint ihr Bericht, in dessen Zentrum das Anschlussprogramm
steht, welches die bodenrechtlichen Sofortmassnahmen ablésen soll, keineswegs die
Wiinschbarkeit einer Uberarbeitung der eigentums- und bodenrechtlichen
Verfassungsbestimmungen. Sie halt jedoch das bestehende verfassungrechtliche
Instrumentarium grundsétzlich fir ausreichend, die anstehenden Probleme zu I8sen,
weshalb von dem politisch wie finanziell riskanten Schritt einer Revision im Bereich der
Eigentumsverfassung vorerst abgeraten wird. 8

Als wohl wichtigste Arbeit auf dem Gebiet der Raumplanung konnte im Berichtsjahr das
vom Bundesrat 1985 beim Nationalfonds in Auftrag gegebene Nationale
Forschungsprogramm <«Boden>», welches insgesamt in 67 Projekten gegen 150
Forschende beschéftigt hatte, abgeschlossen und der Offentlichkeit vorgestellt werden.
Die im Schlussbericht zusammengefassten Massnahmen fur eine neue «Kultur» im
Umgang mit dem Boden postulieren folgende Grundsatze:

- Starkere Nutzung des bestehenden Verdichtungspotentials in den &usseren
Stadtquartieren, Vorortsgemeinden und mittleren urbanen Zentren, vor einer
Neuerschliessung weiteren Baulandes sowie regionale Anpassung der Bauvorschriften
an eine derartige innere Erneuerung und Verdichtung.

- Begrenzung des Wachstums "nach aussen" durch eine engere Umschreibung der
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Bauzone sowie die Verscharfung der Vollzugsinstrumente durch die Einflhrung einer
bundesrechtlichen Enteignungskompetenz zur Durchsetzung zonenkonformer Nutzung
und eine mittelfristige Kontingentierung der Siedlungsflache; Konkretisierung und
Abstimmung der Verkehrs- und Siedlungsentwicklung in den kantonalen Richtplanen
und Foérderung des raumsparenden Offentlichen Verkehrs durch hoéhere
Treibstoffkosten.

- Veroffentlichung von Handanderungen und Preisen sowie EinfUhrung einer
Bodenpreisstatistik des Bundes; angemessene Abschépfung der durch die
konzentrierte Besiedlung anfallenden hdheren Bodenertrage und deren Verwendung
fir offentliche Aufgaben; Verstédrkung der Wohnhilfe des Bundes und deren
Ausrichtung auf raumsparende Massnahmen, etwa zur Gewinnung zuséatzlicher
Wohneinheiten in bestehenden Gebauden.

- Reduktion oder géanzliches Verbot der vom Boden nicht abbaubaren Schadstoffe,
insbesondere Bekdmpfung der umweltschédigenden Dingung, und Erweiterung des
Leistungsauftrags an die Landwirtschaft durch Okologische Aspekte. Erhaltung
naturnaher Lebensrdaume fur Tiere und Pflanzen durch Inventarisierung der
bestehenden Gebiete und deren Vergrésserung auf etwa das Doppelte. °

Schliesslich beschloss die Landesregierung noch eine Totalrevision der Verordnung
liber die Beniitzung des eidgendssischen Kartenwerks und der Plane der
Grundbuchvermessung. Damit wurde deren Benutzung flr den privaten Eigengebrauch
in Anlehnung an das Urheberrechtsgesetz freigegeben. °

Im Rahmen der Vernehmlassung zum Bericht «Grundziige der Raumordnung
Schweiz>», mit dem das Bundesamt flr Raumplanung Impulse gegen die Zersiedelung
geben wollte, und der moglicherweise in eine Totalrevision des RPG munden soll,
gingen vorwiegend «Ja aber»-Stellungnahmen ein. Verschiedene landliche Stédnde
empfanden das Raumordnungskonzept eines vernetzten Stédtesystems und einer
verstérkten Funktionsteilung der Wirtschaftsrdume als zu «stadtelastig» und
kritisierten, dass die landlichen Rdume und Berggebiete einmal mehr als wirtschaftlich
vernachlassigbare Ergédnzungsrdume und Natur- und Erholungsgebiete fir die
stadtischen Zentren dargestellt und behandelt wirden. Die Regionalkonferenz der
Nordwestschweizer Regierungen befurchtete eine zu grosse Konzentration auf den
Ballungsraum Zilrich. Die Blndner Regierung warf dem Bund ausserdem vor, den
verfassungsmassigen Grundsatz zu missachten, wonach die Kompetenz und die
Verantwortung fur die Raumordnung den Kantonen mit ihren Richt- und
Nutzungsplanen zustehen. Die Parteien kritisierten die Unverbindlichkeit der Ziele und
den fehlenden Praxisbezug des Entwurfs. So héatte sich die SP klare zeitliche Angaben
zur Verwirklichung der Kostenwahrheit im Verkehr gewlinscht, und die FDP vermisste
Ansétze zu Férderung der Wirtschaftsstandorte. "

Gleichzeitig mit der Teilrevision des RPG legte der Bundesrat den Bericht Uber die
~Grundziige der Raumordnung Schweiz® und darauf aufbauende konkrete
Massnahmen fur 1996 bis 1999 vor. Nach diesem soll die raumliche Entwicklung der
Schweiz nach neuen Zielen ausgerichtet werden, kunftig geordneter und nachhaltiger
vonstatten gehen und die Nation stérker zusammenhalten. Im Mittelpunkt steht das
Konzept eines vernetzten Systems von Stadten und landlichen Raumen durch
effiziente Verkehrs- und Kommunikationswege. Mittlere und kleine Stadte sollen durch
Vernetzung mit den grossen Zentren des Mittellandes in die Lage versetzt werden,
Entwicklungsimpulse aufzunehmen und eigenstandig umzusetzen, in peripher
gelegenen landlichen Gebieten werden die Regionalzentren durch die Vernetzung mit
den wachstumsstarken Zentren gestarkt. Das vernetzte Stadtesystem soll das
Zusammenwachsen von Siedlungsraumen vermeiden, gleichzeitig soll eine
Siedlungsentwicklung nach innen bestehende Siedlungen besser nutzen, erneuern und
durchmischen. Grundgerust der Agglomerationsentwicklung ist der 6ffentliche Verkehr.
Zentrales Ziel des neuen Raumkonzepts ist die Stéarkung der gesamten Schweiz als
internationaler Standort, wobei neben dem Grossraum Zurich auch Genf und Basel die
Attraktivitat des Wirtschaftsstandortes Schweiz massgeblich mitbestimmen sollen, da
sich die Schweiz im internationalen Standortwettbewerb mit einer dezentralen
Vernetzung besser behaupten kdénne als mit einem einzigen grossen Zentrum. Das
Schweizer Stadtesystem soll Teil des europaischen Stadteverbundes und beispielsweise
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ins Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahnen integriert werden. Fur die landlichen Rdume
schlégt der Bundesrat unterschiedliche Strategien vor, die auf die spezifischen
Entwicklungspotentiale der Regionen ausgerichtet sind. In den landlichen Regionen des
Mittellandes gelte es etwa, das eigenstandige Dorfbild und die Wohnlichkeit zu erhalten,
wobei eine sanfte Nachverdichtung moglich sei. Der Jurabogen soll als Standort fur
Klein- und Mittelbetriebe des industriell-gewerblichen Sektors weiter gestarkt und in
das vernetzte Stadtesystem eingebunden werden, wahrend im Voralpenraum die
unternehmensbezogene Infrastruktur in den Regionszentren verbessert werden soll.
Der Alpenraum schliesslich soll als Lebens- und Wirtschaftsraum gestarkt werden. Als
wichtige Voraussetzungen nannte der Bericht die Sicherung der Grundversorgung des
offentlichen Verkehrs, die Foérderung des umweltfreundlichen Tourismus und die
Sicherung der Berglandwirtschaft. Im Realisierungsprogramm 1996-1999 setzte der
Bundesrat Prioritaten fest. So soll die Verwaltung bei Sachfragen klinftig koordinierter
vorgehen und intensiver mit den Kantonen, Regionen und Stadten diskutieren.
Raumplanung und Regionalpolitik seien besser aufeinander abzustimmen. Zudem
stellte er die Vorantreibung der Planung in Infrastrukturbereichen und die Entwicklung
eines Landschaftsschutzkonzeptes in Aussicht. "

Im Oktober unterbreitete der Bundesrat dem Parlament seinen dritten Bericht iiber die
Massnahmen des Bundes zur Raumordnungspolitik. Er zog darin Bilanz Uber die
bisherigen Massnahmen und setzte fur das Realisierungsprogramm 2000-2003 neue
Prioritaten. In erster Linie will er seine Raumordnungspolitik koharenter auf das
Konzept der Nachhaltigkeit ausrichten. Folgende flinf Aktionsfelder mit insgesamt 31
Massnahmen wurden definiert: Mehr Koharenz im raumwirksamen Handeln des Bundes,
Nachhaltige Entwicklung der Volkswirtschaft, Festigung des Stadtesystems Schweiz,
Forderung des landlichen Raumes und Einbindung in die européische Raumordnung. ®

Das Parlament nahm das Realisierungsprogramm 2000-2003 zur
Raumordnungspolitik zur Kenntnis, das der Bundesrat im Vorjahr vorgelegt hatte.
Namens der vorberatenden UREK kritisierten Durrer (cvp, OW) und Schmid (cvp, VS) die
zu einseitige Gliederung in landliche und stadtische Raume. Forster (fdp, SG) hielt das
Steuerungspotential fur bescheiden. Deshalb falle die Bilanz Uber den Vollzug des
Realisierungsprogrammes erntchternd aus. Raumplanung solle vermehrt als
Verbundsaufgabe wahrgenommen werden, wenn sie nicht zum Papiertiger verkommen
solle. Der Standerat verabschiedete eine Empfehlung, in der er den Bundesrat
aufforderte, die Sachplane Verkehr in einem einzigen Plan zusammenzufassen, die
Umweltanforderungen besser auf die Gebote der raumlichen Konzentration
abzustimmen, eine Agglomerationspolitik Uber die Kantonsgrenzen hinweg aufzubauen
und dabei alle Beteiligten (Kantone, Gemeinden) einzubeziehen und die
Raumordnungspolitik vermehrt in die europaische Raumplanung einzubinden.
Ausserdem Uberwies die kleine Kammer eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene
Motion Nabholz (fdp, ZH) (00.3510), die die Schaffung eines raumplanerischen
Vollzugsférderprogramms zur Einschrankung des hohen Bodenverbrauchs verlangt. ™

Im Winter verabschiedete der Bundesrat seinen Bericht zur Agglomerationspolitik. Der
fortschreitende Verstadterungsprozess in den Agglomerationen fordere insbesondere
die Bereiche Verkehr, Soziales, Umwelt, Kultur und Sport heraus. Die traditionellen
Organisationsstrukturen und starren Gemeindegrenzen behinderten jedoch
koordinierte Losungsansatze. Deshalb sollten die horizontale Kooperation zwischen den
Gemeinden durch ein bundesinternes Netzwerk der Amter und die vertikale zwischen
Bund, Kantonen und Stadten durch eine tripartite Agglomerationskonferenz aus Bund,
KdK und Stadteverband vermehrt geférdert werden.

Mit der Bedeutung des seit den 1980er Jahren stetig erfolgenden Kulturlandverlustes
und der Sicherung des landwirtschaftlichen Kulturlandes befasste sich ein Bericht der
GPK-NR vom November 2015, der die wichtigsten Erkenntnisse aus einer von der PVK
durchgefuhrten Evaluation benennt und daraus Schlussfolgerungen und Empfehlungen
ableitet. Innerhalb der letzten 25 Jahre habe das Kulturland in der Schweiz um 85'000
ha abgenommen, was ungefahr der Flache des Kantons Jura gleichkommt, so die von
der PVK festgestellte Ausgangslage zum Bericht. Auch mit den aktuellen
bundesrechtlichen Vorgaben, wie sie nach der ersten Etappe der RPG-Revision
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vorliegen, sei der Kulturlandschutz auf eidgendssischer Ebene .eher schwach
ausgestaltet” und lasse den Kantonen viel Spielraum in der Umsetzung, folgerte die
GPK-NR. Dies stehe im Gegensatz zum Waldschutz, wo auf Bundesebene ein
Rodungsverbot und eine Kompensationspflicht bestehen, wobei gerade Letztere
oftmals zu Lasten des landwirtschaftlichen Kulturlandes erfolge. Kritisch beurteilte die
Geschaftsprifungskommission den bundesratlichen Entschluss, den Kulturlandschutz
und die Fruchtfolgeflachen (FFF) aus der zweiten Teilrevision des RPG auszuklammern
und in einem Sachplan Fruchtfolgeflachen separat zu behandeln. In ihrer Evaluation
habe die PVK festgestellt, dass die Fruchtfolgeflachen in den Kantonen nach
uneinheitlichen  Methoden erhoben werden, worunter die interkantonale
Vergleichbarkeit leide. Ferner fehle in vielen Kantonen eine flachendeckende
Kartierung der Bodenqualitat, was die Abschatzung des tatsachlichen Zustandes des
Kulturlandes erschwere. Aus diesen Grunden forderte die GPK-NR den Bundesrat in
ihrem Bericht auf, eine Verankerung des Kulturlandschutzes, der bis anhin nur auf
Verordnungsstufe geregelt war, auf Gesetzesebene zu Uberprifen. Darlber hinaus soll
die Regierung darlegen, wie sie die Moglichkeit der Einflhrung einer
Kompensationspflicht auf Fruchtfolgeflachen einschétzt - eine Forderung, die in der
urspringlichen Vernehmlassungsvorlage zur zweiten Etappe der RPG-Revision noch
enthalten war. In diesem Zusammenhang lancierte die Kommission auch ein Postulat,
welches das Verhaltnis von Kulturlandschutz und anderen Schutzanspriichen aufzeigen
soll. Ferner befand die GPK-NR, dass der Bundesrat seine Aufsichtspflicht betreffend
Kulturlandschutz nur unzureichend wahrnehme. Deswegen empfahl die Kommission
der Regierung, ihre Vollzugshilfen zum Sachplan FFF zu Uberarbeiten, bei der
Genehmigung der kantonalen Richtplane auf das Vorhandensein zentraler Massnahmen
zum Kulturlandschutz zu achten und die Kantone starker an eine Meldepflicht zu
binden, falls diese Veranderungen an ihren Fruchtfolgeflachen vornehmen. Der
Bundesrat ist angehalten, bis Mitte April 2016 Stellung zum Bericht zu nehmen.

Anfang April 2016 présentierte der Bundesrat seine Stellungnahme zum Bericht der
GPK-NR betreffend die Sicherung des landwirtschaftlichen Kulturlandes. Darin fuhrte
er aus, dass die Uberarbeitung des Sachplans Fruchtfolgeflichen durch eine
Expertengruppe begleitet werden soll. Diese solle auch Vor- und Nachteile einer
bundesrechtlichen Kompensationspflicht eruieren und Uberlegungen zur Verbesserung
der Datenlage und ihrer Vergleichbarkeit zwischen den Kantonen anstellen. Vage blieb
die Regierung bezlglich der gesetzlichen Verankerung des Kulturlandschutzes:
Inwiefern hier Handlungsbedarf bestehe, liesse sich zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht
festlegen. In Bezug auf die Verstarkung seiner Aufsichtspflicht berief sich der Bundesrat
auf im Rahmen der ersten RPG-Teilrevision eingefiihrte Bestimmungen, so etwa die
Anforderung an die Kantone, in ihren Richtplanen den Mindestumfang der
Fruchtfolgeflachen zu definieren und deren Sicherung darzulegen.

In Reaktion auf die bundesratliche Stellungnahme zeigte sich die GPK-NR zufrieden mit
dem Entscheid zur Einsetzung einer Expertengruppe. Dartber hinaus betonte sie, dass
sie nun vom Bundesrat eine ,umfassende Analyse der Problematik”, eine ,konsequente
Wahrnehmung seiner Aufsichtsfunktion” und eine .grundlegende Neuerhebung der
Fruchtfolgeflachen” erwarte. "

Die im Jahr 2016 durchgefiuhrte Evaluation der Sachplanung des Bundes, die in
Erfullung eines Postulats Vitali (fdp, LU) erfolgte, kam zum Schluss, dass diese ihre
Funktionen - Planung, Information und Koordination - weitgehend erfullt und die
Sachplanung ein unverzichtbares Instrument flir eine koharente Raumentwicklung
darstelle. Handlungsbedarf bestehe aber trotzdem, insbesondere in den Bereichen
Koordination und Planung. So bedurfe es eines verbesserten Verstandnisses betreffend
Planungsprozesse, Methodik und Terminologie, aber auch einer klareren Abgrenzung zu
anderen Planungsinstrumenten. Geférdert werden solle dies unter anderem durch die
Pflege eines regelmassigen Austausches zwischen den verschiedenen Bundesamtern,
welche die Sachpléne erarbeiten, aber auch zwischen Bund und Kantonen. Im Bereich
der Information héatten seit Einreichung des Postulats im Jahr 2013 mittels Aufschalten
eines webbasierten geografischen Informationssystems zu den Sachplénen bereits
Verbesserungen erzielt werden kénnen. Ferner wirden die Sachpldne nun beinahe
vollstandig vorliegen, was auch dazu beitrage, dass die vorliegenden Interessen
transparent dargelegt wirden.

Der Evaluation lagen Berichte der Schweizerischen Vereinigung fur Landesplanung
(VLP-ASPAN) und eine Evaluation des Forschungs- und Beratungsblros INFRAS aus dem
Jahr 2015 zu Grunde. Nur teilweise Gegenstand der vorliegenden Evaluation war der
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Sachplan Fruchtfolgeflachen, da die GPK-NR diesen bereits im Jahr 2015 einer
vertieften Analyse unterzogen hatte. Aufgrund dessen befindet sich der betreffende
Sachplan aktuell in Uberarbeitung. ™

Le Conseil fédéral, avec son rapport sur I'encouragement de la densification des
constructions dans les centres urbains, a répondu au postulat d'Alec von Graffenried
(verts, BE). A I'appui de récentes études, le rapport révele qu'il y a suffisamment de
réserves d'utilisation disponibles pour densifier le milieu béati et concentrer la
croissance démographique future sans devoir étendre les zones a batir. Toutefois, de
nombreuses contraintes sociales, juridiques, techniques et économiques entravent la
densification des réserves d'utilisation. Pour y remédier, il faudrait développer des
approches visant une exploitation minimale du sol, comme, par exemple, recourir a des
indices minimaux d'utilisation du sol. Actuellement, la définition, par les communes,
des périmetres de densification dans une planification comprenant des prescriptions
limitant la garantie des droits acquis dont bénéficient les propriétaires touchés par la
mesure de densification, semble étre le modeéle le plus approprié. Le Conseil fédéral
entend soutenir les cantons et les communes dans la promotion d'une densification de
qualité. Premiérement, il évaluera I'opportunité de lancer une quatrieme génération du
Programme projets-modeles pour un développement territorial durable. Sur la base de
ce rapport, il précisera certains aspects des prestations prévues dans le Programme
d'impulsion destiné au développement vers l'intérieur. Deuxiemement, il souhaite
consolider ses relations avec les milieux immobiliers et les acteurs publics intéressés
dans l'optique de limiter, voire de supprimer les obstacles & la densification et au
développement de I'urbanisation vers I'intérieur.

Ende November 2018 publizierte der Bundesrat einen unter Leitung des ARE erstellten
Bericht in Erfullung eines Postulats Vogler (csp, OW), in dem er aufzeigte, wie die
Koordination der Raum- und Verkehrsplanung in Zukunft verbessert werden kann. Zur
Erstellung des Berichts wurden neben den zustdndigen Bundesstellen auch Verkehrs-
und Raumplanungs-Verantwortliche in diversen Kantonen und aus der Agglomeration
Lausanne sowie die BPUK, der Stadteverband, der Verband o6ffentlicher Verkehr (V&V),
der Raumplanungsverband EspaceSuisse und verschiedene Planungsburos einbezogen.
Der Bericht schlussfolgert, dass die heutige Koordination zwischen der vom Bund
gepragten Verkehrsplanung und der in erster Linie den Kantonen obliegenden
Raumplanung zielfUhrend ist und demnach keine neuen Instrumente geschaffen
werden mussen. Ebenso soll an der bestehenden Kompetenzordnung festgehalten
werden. Dennoch schlug der Bundesrat punktuelle Verbesserungen vor. Diese
beinhalten insbesondere die Starkung des Sachplans Verkehr als Instrument der
Gesamtverkehrskoordination oder etwa auch die Intensivierung des
Erfahrungsaustausches von Verantwortlichen fir Raumplanung und Verkehr auf allen
drei Staatsebenen, die stérkere Berucksichtigung von raumplanerischen und
Okologischen Auswirkungen bei der Planung raumwirksamer Verkehrsprojekte oder das
Festhalten von Qualitatskriterien fir Siedlungsdichte und Siedlungsvertréaglichkeit in
den Richtplanen. Nicht zuletzt sollen auch Pilotprojekte und Forschungsprogramme im
Bereich der nachhaltigen Raumentwicklung und Mobilitat starker unterstitzt werden. 2°

In Erfullung des Postulats Héche (sp, JU), das einen Bericht liber die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der landlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplatze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewahlten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graublnden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und landliche Raume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen landliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes fur die
landlichen Rdume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Héche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung fur landliche Rdume
und Berggebiete im Vergleich zu stadtischeren Gebieten gebe. Ferner wirden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt fur die Entwicklung
der Berggebiete und landlichen Raume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
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keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. %

Im Dezember 2018 prasentierte der Bundesrat seinen Bericht in Erfiillung des Postulats
Vogler (csp, OW). Das ARE und swisstopo legen darin die Herausforderungen fir die
teils sehr vielfaltige Nutzung des Untergrundes (z.B. fir Rohre oder Kabel, Gewinnung
von Bodenschétzen, Speichern von Erdgas etc.) dar. Wahrend zum Beispiel an der
Erdoberflache periodisch nachgefiihrte Planungs- und Umweltdaten ausreichend
vorhanden sind, fehlen fir die Vermessung des Untergrunds Uberhaupt erst allgemein
gultige Normen. Dazu kommen Aufwand, Kosten und Unsicherheiten, was wiederum das
Veroffentlichen einmal gewonnener Daten behindert. Aus Sicht des Bundesrates sollte
vor allem die Koordination zwischen den verschiedenen Staatsstufen und Amtern
verbessert werden. Das Ausarbeiten gesetzlicher Grundlagen zum Untergrund wdirde
aber zwecks féderaler Aufgabenteilung vor allem bei den Kantonen anfallen. Auf Stufe
Bund koénnte einzig eine Teilrevision des Geoinformationsgesetzes das Erheben und
Zusammenflhren geologischer Daten explizit regeln; eine entsprechende Botschaft
stellte der Bundesrat denn auch in Aussicht. Am 18. Juni 2019 schrieb der Nationalrat
das Postulat ab. %

Wohnungsbau und -eigentum

Auf Grund des Wohnbau- und Eigentumsférderungsgesetzes (WEG) sind seit 1975 vom
Bund in Uber 30'000 Féllen Beitrage an den Bau, den Erwerb und die Erneuerung von
Wohneigentum sowie flUr die Bereitstellung preisglnstiger bzw. alters- und
behindertengerechter Mietwohnungen geleistet worden. Die entsprechenden
Erstellungskostengrenzen wurden auf Anfang 1989 erhoht. Die 1987 vom EVD
eingesetzte Expertenkommission fir Fragen der Offentlichen Fdrderung der
Altbauerneuerung lieferte ihren Schlussbericht ab, in welchem sie vorschlagt, die
Erhaltung der Wohnsubstanz vermehrt und wirksamer mittels einer Verstarkung des
WEG zu foérdern. Weil durch Sanierungen zunehmend preisgunstiger Wohnraum
verlorengehe, missten vermehrt auch Subventionen fir die daraus resultierenden
Mietzinssteigerungen ausgeschuttet werden kénnen. Im einzelnen schlug die
Kommission vor, neben einer flexibleren Handhabung der Subventionsauflagen,
steuerlichen Verglnstigungen und einer besseren Information die bestehenden
Darlehensmoglichkeiten flr bedurftige Haushalte mit einem steuerbaren Einkommen
bis zu 30'000 Franken zu verbessern. »

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Raumplanung und Wohnungswesen

2) APS-Zeitungsanalyse 2021 - Raumplanung und Wohnungswesen

3) APS-Zeitungsanalyse 2022 - Raumplanung und Wohnungswesen

4) BBI 1, 1988, S.871ff. ; NZZ, 16.1.87; 19.11.87; Presse vom 2.5.87; 15.12.87 ; Suisse, 25.7.08; BaZ, 25.7.87; TA, 27.7.87; Ww,
24.12.87.; Bund, 12.6. und 21.7.87;

5) AB NR, 1988, S.1325ff. ; AB NR, 1988, S.1351ff. ; AB SR, 1988, S. 28ff. ; Presse vom 3.3.88; 4.10.88;
6) BBI, 1990, S. 1002ff. ; NZZ, 27.10.90.

7) BBI, 1990, I1l, S. 1009ff.; Vgl. SPJ 1989, S. 157.

8) Presse vom 18.5.91

9) Presse vom 30.10.91; Vr, 15.2.91; NZZ, 5.7.91; 31.10.91; 04.11.91

0) NZZ, 8.11.91; 15.11.91

1) BUZ, 28.4.95; Bund, 3.5.95; NZZ, 8.5.95; SGT, 23.5.95; BaZ, 29.5.95.

2) BBI, 1996, 11, S. 556 f.; TA und NZZ, 29.5.96.

3) BBI, 2000, S. 5292 ff.

4) AB NR, 2001, S. 7 ff.; Informationshefte Raumplanung, 2001, Nr. 1/2.; AB SR, 2001, S. 203 ff.

5) Presse vom 20.12.01; Lit. .Bundesamt fir Raumentwicklung / Staatssekretariat fir Wirtschaft (Hg.) (2001).
Agglomerationspolitik des Bundes, Bericht des Bundesrates vom 19. Dezember 2001."

16) BBI, 2016, S. 3531 ff.; Medienmitteilung GPK-NR vom 24.11.15

17) BBI, 2016, S. 3594; Medienmitteilung GPK-NR vom 27.6.16

18) Bericht BR vom 26.4.17

19) Bericht BR vom 21.6.17; Medienmitteilung ARE vom 21.6.17

20) Bericht BR vom 30.11.18; Medienmitteilung UVEK, ARE, BR vom 30.11.18

21) Bericht BR vom 30.11.18

22) Bericht BR 7.12.18

23) NZZ,10.1.89; 4.2.89
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